
Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nichtumsetzung der
Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektron-
ischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische
Kommunikation) (ABl. L 201, S. 37) innerhalb der vorgeschrie-
benen Frist.

Tenor

1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen
aus der Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen
Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommu-
nikation) verstoßen, dass sie nicht innerhalb der vorgeschriebenen
Frist die Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat, die
erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen.

2. Die Hellenische Republik trägt die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 314 vom 18.12.2004.

Urteil des Gerichtshofes (Zweite Kammer) vom 8. Juni
2006 (Vorabentscheidungsersuchen des College van Ber-
oep voor het bedrijfsleven [Niederlande]) — Visserijbedrijf

D. J. Koornstra & Zn. vof/Productschap Vis

(Rechtssache C-517/04) (1)

(Abgabe für die Anlandung von Garnelen mit in einem Mit-
gliedstaat registrierten Fischereifahrzeugen, die zur Finanzie-
rung von Garnelensieben und -schälern in demselben Mit-
gliedstaat bestimmt ist — Artikel 25 EG — Abgabe zollglei-

cher Wirkung — Artikel 90 EG — Inländische Abgabe)

(2006/C 178/06)

Verfahrenssprache: Niederländisch

Vorlegendes Gericht

College van Beroep voor het bedrijfsleven

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Visserijbedrijf D. J. Koornstra & Zn. vof

Beklagter: Productschap Vis

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des College van Beroep voor het
bedrijfsleven — Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht und
insbesondere mit den Artikeln 25 EG und 90 EG einer Abgabe,

die in einem Mitgliedstaat von Unternehmen für die Anliefe-
rung von Garnelen mit einem in diesem Mitgliedstaat registrier-
ten Schiff erhoben wird — Abgabe, die von einem solchen
Unternehmen auch für anderswo in der Gemeinschaft angelie-
ferte Garnelen geschuldet wird — Zur Finanzierung des Siebens
und Schälens der Garnelen in demselben Mitgliedstaat
bestimmte Abgabe — Für die Unternehmen oder für die Waren
geltende Abgabe?

Tenor

Eine Abgabe, die von einer öffentlich-rechtlichen Einrichtung eines
Mitgliedstaats auf die für den Inlandsmarkt oder für die Ausfuhr in
andere Mitgliedstaaten bestimmten inländischen Erzeugnisse nach
identischen Kriterien erhoben wird, stellt eine durch die Artikel 23 EG
und 25 EG verbotene Abgabe mit gleicher Wirkung wie ein Ausfuhr-
zoll dar, wenn das Aufkommen aus dieser Abgabe dazu dient, Tätig-
keiten zu finanzieren, von denen nur die für den Inlandsmarkt be-
stimmten inländischen Erzeugnisse profitieren und wenn die Vorteile
aus der Verwendung des Aufkommens aus dieser Abgabe die Belas-
tungen dieser Erzeugnisse vollständig ausgleichen. Eine solche Abgabe
würde dagegen einen Verstoß gegen das in Artikel 90 EG verankerte
Diskriminierungsverbot darstellen, wenn die Vorteile, die die Verwen-
dung der Einnahmen aus dieser Abgabe für die auf dem Inlandsmarkt
verarbeiteten oder in den Verkehr gebrachten inländischen Erzeugnisse
mit sich bringt, die Belastung dieser Erzeugnisse nur teilweise ausglei-
chen würden.

(1) ABl. C 69 vom 19.3.2005.

Urteil des Gerichtshofes (Zweite Kammer) vom 8. Juni
2006 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichts-
hofs [Deutschland]) — Saatgut-Treuhandverwaltungs
GmbH/Ulrich Deppe, Hanne-Rose Deppe, Thomas Deppe,
Matthias Deppe, Christine Urban (geborene Deppe) (C-7/

05), Siegfried Hennings (C-8/05), Hartmut Lübbe (C-9/05)

(Rechtssache C-7/05 bis C-9/05) (1)

(Sorten — Höhe der dem Inhaber eines gemeinschaftlichen
Schutzrechts zu zahlenden angemessenen Entschädigung —
Artikel 5 Absätze 2, 4 und 5 der Verordnung [EG]
Nr. 1768/95 in der Fassung der Verordnung [EG]
Nr. 2605/98 — Begriff des „Entschädigungsbetrag[s, der]
deutlich niedriger [ist] als der Betrag, der … für die Erzeu-
gung von Vermehrungsmaterial in Lizenz … verlangt wird“)

(2006/C 178/07)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesgerichtshof
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Saatgut-Treuhandverwaltungs GmbH

Beklagte: Ulrich Deppe, Hanne-Rose Deppe, Thomas Deppe,
Matthias Deppe, Christine Urban (geborene Deppe) (C-7/05),
Siegfried Hennings (C-8/05), Hartmut Lübbe (C-9/05)

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs (Deutsch-
land) — Auslegung der Artikel 5 Absätze 2, 4 und 5 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1768/95 der Kommission vom 24. Juli 1995
über die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 14 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 2100/94 über den gemeinschaftlichen
Sortenschutz (ABl. L 173, S. 14) in der Fassung der Verordnung
(EG) Nr. 2605/98 der Kommission vom 3. Dezember 1998
(ABl. L 328, S. 6) — Höhe der dem Inhaber des gemeinschaftli-
chen Sortenschutzes zu zahlenden angemessenen Entschädi-
gung — Begriff des „deutlich niedrigeren“ Betrages als des
Betrages, der für die Erzeugung von Vermehrungsmaterial in
Lizenz verlangt wird — Entschädigung in Höhe von 80 % des
für diese Erzeugung geschuldeten Betrages

Tenor

1. Im Fall der Inanspruchnahme der Ausnahme für die Landwirt-
schaft nach Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 2100/94 des Rates vom 27. Juli 1994 über den gemein-
schaftlichen Sortenschutz genügt die pauschale Entschädigung in
Höhe von 80 % des Betrages, der im selben Gebiet für die Erzeu-
gung von Vermehrungsmaterial in Lizenz derselben Sorte der
untersten zur amtlichen Zertifizierung zugelassenen Kategorie ver-
langt wird, nicht der Voraussetzung, dass — vorbehaltlich der
Beurteilung der anderen erheblichen Umstände der einzelnen Aus-
gangsrechtsstreitigkeiten durch das nationale Gericht — diese Ent-
schädigung im Sinne von Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1768/95 der Kommission vom 24. Juli 1995 über die
Ausnahmeregelung gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung
(EG) Nr. 2100/94 in der Fassung der Verordnung (EG)
Nr. 2605/98 der Kommission vom 3. Dezember 1998 „deutlich
niedriger“ sein muss als der Betrag, der für die Erzeugung von Ver-
mehrungsmaterial in Lizenz verlangt wird.

2. Die Kriterien, nach denen der Betrag der Entschädigung des Inha-
bers eines gemeinschaftlichen Sortenschutzrechts bemessen werden
kann, werden in Artikel 5 Absätze 4 und 5 der Verordnung
Nr. 1768/95 in der Fassung der Verordnung Nr. 2605/98 defi-
niert. Diese Kriterien sind nicht rückwirkend anwendbar, können
aber als Anhaltspunkt für die Berechnung der entsprechenden Ent-
schädigung in Bezug auf einen Nachbau vor dem Inkrafttreten der
Verordnung Nr. 2605/98 dienen.

3. Eine Vereinbarung zwischen Vereinigungen von Inhabern und von
Landwirten im Sinne von Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung
Nr. 1768/95 in der Fassung der Verordnung Nr. 2605/98 kann

nur dann mit allen ihren Parametern als Leitlinie dienen, wenn sie
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften mitgeteilt und
im Amtsblatt des Gemeinschaftlichen Sortenamts veröffentlicht
wurde, was auch dann gilt, wenn die Vereinbarung vor dem
Inkrafttreten der Verordnung Nr. 2605/98 geschlossen wurde.
Eine solche Vereinbarung kann für die Entschädigung einen ande-
ren Satz festlegen als den hilfsweise in Artikel 5 Absatz 5 der Ver-
ordnung Nr. 1768/95 in der Fassung der Verordnung
Nr. 2605/98 vorgesehenen.

4. Wenn keine Vereinbarung zwischen Vereinigungen von Inhabern
und von Landwirten vorliegt, ist die Entschädigung des Inhabers
eines gemeinschaftlichen Sortenschutzrechts nach Artikel 5 Absatz
5 der Verordnung Nr. 1768/95 in der Fassung der Verordnung
Nr. 2605/98 nach einem festen Satz zu bemessen, der weder eine
obere noch eine untere Grenze darstellt.

(1) ABl. C 82 vom 2.4.2005.

Urteil des Gerichtshofes (Zweite Kammer) vom 8. Juni
2006 (Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale ammi-
nistrativo regionale per la Lombardia [Italien]) — WWF
Italia, Gruppo Ornitologico Lombardo (GOL), Lega aboli-
zione della caccia (LAC), Lega antivivisezionista (LAV)/

Regione Lombardia

(Rechtssache C-60/05) (1)

(Erhaltung der wild lebenden Vogelarten — Richtlinie
79/409/EWG — Abweichungen von der Schutzregelung)

(2006/C 178/08)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Tribunale amministrativo regionale per la Lombardia

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: WWF Italia, Gruppo Ornitologico Lombardo (GOL),
Lega abolizione della caccia (LAC), Lega antivivisezionista
(LAV)

Beklagte: Regione Lombardia

Beteiligte: Associazione migratoristi italiani
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